Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 2353 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
(Wohnungsbau- und Familienheimgesetz) 

- Drucksachen 2270, 5, 601, 722 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 

Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen (32. Ausschuß) 

- Drucksache 2270 - 

bis auf die folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


§ 4 

Zeitlicher Geltungsbereich für die Wohnungs- 
bauförderung nach diesem Gesetz 

(1) Die Förderung des Wohnungsbaues be- 
stimmt sich im Anschluß an den zeitlichen 
Geltungsbereich des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes nach den Vorschriften des vorliegenden 
Gesetzes. Die Vorschriften des vorliegenden 
Gesetzes finden, soweit in dem Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist, sonach Anwendung 

a) im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau auf neugeschaffenen Wohnraum, 
für den die öffentlichen Mittel erstmalig 
nach dem 30. September 1956 bewilligt 
worden sind oder bewilligt werden, 

b) im steuerbegünstigten und frei finanzier- 
ten Wohnungsbau auf neugeschaffenen 
Wohnraum, der nach dem 30. Juni 1956 
bezugsfertig geworden ist oder bezugs- 
fertig wird. 

(2) Ist über einen Antrag auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes noch nicht entschieden, so kann 
der Antragsteller verlangen, daß über seinen 


BeschlüssedesBundestages 
in zweiter Beratung 

§ 4 

Zeitlicher Geltungsbereidi für die Wohnungs- 
bauförderung nach diesem Gesetz 

(1) Die Förderung des Wohnungsbaues be- 
stimmt sich im Anschluß an -den zeitlichen 
Geltungsbereich des Ersten Wohnungsbauge- 
setzes nach den Vorschriften des vorliegenden 
Gesetzes. Die Vorschriften des vorliegenden 
Gesetzes finden, soweit in dem Gesetz nichts 
anderes bestimmt Ist, sonach Anwendung 

a) im öffentlich geförderten sozialen Wohn- 
nungsbau auf neugeschaffenen Wohnraum, 
für den die Öffentlichen Mittel erstmalig 
nach dem 31. Dezember 1956 bewilligt 
worden sind oder bewilligt werden, 

b) unverändert 


(2) Ist über einen Antrag auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes noch nicht entschieden, so kann 
der Antragsteller verlangen, daß über seinen 
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Antrag erst nach dem JO. September 1956 
entsprechend den Vorschriften dieses Gesetzes 
entschieden wird; das gleiche gilt für Anträge, 
die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bis 
zum 30. September 1956 eingereicht werden. 

(§ 25) 

(1) Mit den öffentlichen Mitteln ist in der 
Regel der soziale Wohnungsbau zugunsten 
von Wohnungsuchenden zu fördern, die ver- 
sicherungspflichtige Arbeitnehmer sind oder 
deren Jahreseinkommen die Versicherungs- 
pflichtgrenze in der Rentenversicherung der 
Angestellten nicht übersteigt. Diese Grenze er- 
höht sich um Je 840 Deutsche Mark für jeden 
zur Familie des Wohnungsuchenden rechnen- 
den, von ihm unterhaltenen Angehörigen. Für 
Schwerbeschädigte erhöht sich die Grenze um 
weitere 840 Deutsche Mark. 


(§ 26) 

(1) Zur Verwirklichung der in § 1 bestimm- 
ten Ziele sind die öffentlichen Mittel nach fol- 
genden Grundsätzen einzusetzen: 

a) Der Neubau von Familienheimen hat den 
Vorrang vor dem Neubau anderer Woh- 
nungen. 

b) Der Neubau von Eigentumswohnungen 
hat den Vorrang vor dem Neubau anderer 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern. 

c) In Gemeinden mit Kriegszerstörungen ha- 
ben, sov/eit eine geordnete städtebauliche 
Entwicklung des Gemeindegebietes es er- 
fordert, der Wiederaufbau und die Wie- 
derherstellung den Vorrang vor dem Neu- 
bau. Dabei sind bevorzugt Bauvorhaben 
solcher Bauherren zu fördern, die im Zeit- 
punkt der Zerstörung oder Beschädigung 
Eigentümer der Grundstücke waren oder 
Erben derartiger Eigentümer sind, sowie 
von Geschädigten, die einen Vertreibungs- 
schaden der in § 12 Abs. 1 Nr. 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes bezeichneten Art 
geltend machen können oder Erben solcher 
Geschädigter. 


BeschlüssedesBundestages 
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Antrag erst nach dem 31. Dezember 1956 
entsprechend den Vorschriften dieses Gesetzes 
entschieden wird; das gleiche gilt für Anträge, 
die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bis 
zum 31. Dezember 1956 eingereicht werden. 

(§ 25) 

(1) Mit den öffentlichen Mitteln ist in der 
Regel der soziale Wohnungsbau zugunsten 
von Wohnungsuchenden zu fördern, die ver- 
sicherungspflichtige Arbeitnehmer sind oder 
deren Jahreseinkommen die Versicherungs- 
pflidatgrenze in der Rentenversicherung der 
Angestellten nldat übersteigt. Diese Grenze er- 
höht sich um je 840 Deutsche Mark für jeden 
zur Familie des Wohnungsuchenden rechnen- 
den, von ihm unterhaltenen Angehörigen. Für 
Schwerbeschädigte erhöht sich die Grenze um 
weitere 840 Deutsche Mark. Ferner erhöht 
sich die Grenze um weitere 360 Deutsche 
Mark bei kinderreichen Familien vom dritten 
Kind an, bei Schwerkriegsbeschädigten und 
Kriegerwitwen vom zweiten Kind an. 

(S 26) 

(1) Zur Verwirklichung der in § 1 bestimm- 
ten Ziele sind die öffentlichen Mittel nach fol- 
genden Grundsätzen einzusetzen: 

a) Der Neubau von Familienheimen hat den 
Vorrang vor dem Neubau anderer Woh- 
nungen nach Maßgabe der Vorschriften 
des § 30. 

b) unverändert 


c) unverändert 


0 
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d) Bauvorhaben von Eigentümern oder deren 
Erben, die den Wiederaufbau der zerstör- 
ten Gebäude im Rahmen der örtlichen 
Bauplanung oder auf Grund einer Umle- 
gung nicht durchführen können und statt 
dessen auf einem anderen Grundstück 
bauen wollen, haben den Vorrang vor dem 
Neubau anderer Wohnungen, jedoch nicht 
vor dem Neubau von Familienheimen. 
Den gleichen Vorrang haben Bauvorhaben 
von Geschädigten, die einen Vertreibungs- 
schaden der in § 12 Abs. 1 Nr. 1 des 
Lastenausgleichsgesetzes bezeichneten Art 
geltend madaen können, oder von Erben 
solcher Geschädigter, wenn sie einen Er- 
satzbau durchführen wollen. Will einer der 
genannten Bauherren ein Familienheim 
bauen, so ist sein Bauvorhaben im Rahmen 
des Vorranges des Buchstaben a bevor- 
zugt zu fördern. 

§ 30 

Sicherstellung des Vorranges des Baues von 
Familienheimen und einer ausreichenden 
Wohnraumversorgung der Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen 

(1) Um den Vorrang des Baues von Fami- 
lienheimen und eine ausreichende Wohnraum- 
versorgung der Wohnungsuchenden mit gerin- 
gem Einkommen sicherzustellen, haben die für 
das Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen obersten Landesbehörden auf Grund der 
Berichte nach §§31 und 32 neue Mittelver- 
teilungen unter Beachtung der in § 1 bestimm- 
ten Ziele und unter Berücksichtigung der Vor- 
schriften des § 26 so vorzunehmen, daß 

a) zunächst den förderungsfähigen Anträgen 
auf Bewilligung öffentlicher Mittel zum 
Bau von Familienheimen entsprochen wer- 
den kann, sov^eit diese für Wohnung- 
suchende mit geringem Einkommen be- 
stimmt sind oder wenn hierdurch eine nach 
§ 17 a des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes vorbehaltene Wohnung für einen 
Wohnungsuchenden mit geringem Ein- 
kommen frei wird, 

b) alsdann einen möglichst großen Teil der 
forderungsfähigen Anträge entsprochen 
werden kann, die 

aa) auf Bewilligung öffentlicher Mittel 
zum Bau sonstiger Familienheime, 
insbesondere durch Bauherren, die 


Beschlüsse desBundestages 
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d) unverändert 


§ 30 

Sicherstellung des Vorranges des Baues von 
Familienheimen und einer ausreichenden 
Wohnraumversorgung der Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen 

(1) Um den Vorrang des Baues von Fami- 
lienheimen und eine ausreichende Wohnraum- 
versorgung der Wohnungsuchenden mit gerin- 
gem Einkommen sicherzustcllen, haben die für 
das Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen obersten Landesbehörden auf Grund der 
Berichte nach §§31 und 32 neue Mittelver- 
teilungen unter Beachtung der in § 1 bestimm- 
ten Ziele und unter Berücksichtigung der Vor- 
schriften des § 26 so vorzunehmen, daß 

a) unverändert 


b) alsdann mit gleichwertigem Rang einen 
möglichst großen Teil der förderungsfähi- 
gen Anträge entsprochen werden kann, die 

aa) unverändert 
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nach § 36 Abs. 2 und 3 bevorzugt zu 
berücksichtigen sind, oder 

bb) auf Bewilligung Öffentlicher Mittel 
zum Bau von sonstigen Wohnungen, 
die für Wohnungsuchende mit gerin- 
gem Einkommen bestimmt sind, so- 
weit diese Wohnungsuchenden noch 
nicht ausreichend mit Wohnraum 
versorgt sind- oder nicht mit vor- 
behaltenem Wohnraum nach § 17 a 
des Wohnraumbewirtschaftungsgeset- 
zes versorgt werden können, 

gerichtet sind. 

(2) Die von der obersten Landesbehörde 
bestimmten Stellen sollen die ihnen neu zuge- 
teilten öffentlichen Mittel vorrangig zur Be- 
friedigung der in Absatz 1 bezeichneten An- 
träge elnsetzen. Soweit die oberste Landes- 
behörde öffentliche Mittel mit der Weisung 
zugeteilt hat, sie ganz oder teilweise zugun- 
sten bestimmter Personenkreise oder für be- 
stimmte Zwecke zu verwenden, ist Satz 1 
unter Beachtung dieser besonderen Weisung 
anzuwenden. 


(§ 31) 


BeschlüssedesBundestages 
in zweiter Beratung 


bb) unverändert 


gerichtet sind. 

(2) Die von der obersten Landesbehörde 
bestimmten Stellen haben die ihnen neu zu- 
geteilten öffentlichen Mittel entsprechend 
der Weisung der obersten Landesbehörde zur 
Befriedigung der In Absatz 1 bezeichneten 
Anträge einzusetzen. Soweit die oberste Lan- 
desbehörde öffentliche Mittel mit der Wei- 
sung zugeteilt hat, sie ganz oder teilweise 
zugunsten bestimmter Personenkreise oder 
für bestimmte Zwecke zu verwenden, ist 
Satz 1 unter Beachtung dieser besonderen 
Weisung anzuwenden, 

(§ 31) 

(3) Der Bericht nach Absatz 1 Buchstabe b 
ist erstmals bis zum 30. September 1956 zu 
erstatten. 


§ 32 

Berichterstattung über die Wohnraum- 
versorgung der Wohnungsudienden 
mit geringem Einkommen 

Die Wohnungsbehörden haben bis zum 
31. März eines jeden Jahres den zuständigen 
obersten LandesSehörden zu berichten 


§ 32 


Berichterstattung über die Wohnraum- 
versorgung der Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen 

( 1 ) Die Wohnungsbehörden haben bis zum 
31. März eines jeden Jahres den zuständigen 
obersten Landesbehörden zu berichten 


a) über die Anzahl der Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen, die im voran- 
gegangenen Kalenderjahr in den in § 17 a 
des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes be- 
zeichneten Wohnungen, in sonstigen neu- 
geschaffenen Wohnungen und Wohnungen 
des Wohnungsbestandes untergebracht wor- 
den sind; 

b) über die Anzahl der noch nicht ausreichend 
mit Wohnraum versorgten Elaushaltungen 
und Personen, die in Lagern, Baracken, 
Bunkern, Nissenhütten oder ähnlichen 


a) unverändert 


b) über die Anzahl der nodi nicht ausreichend 
mit Wohnraum versorgten Elaushaltungen 
und Personen, insbesondere solche, die in 
Lagern, Baracken, Bunkern, Nissenhütten 
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nicht dauernd für Wohnzwecke geeigneten 
Unterkünften untergebracht sind. 


(§33) 


(§ 34) 

(1) öffentliche Mittel können auf Antrag 
einem Bauherrn bewilligt werden, der Eigen- 
tümer eines geeigneten Baugrundstücks ist oder 
nachweist, daß der Erwerb eines derartigen 
Grundstücks gesichert ist oder durch die Ge- 
währung der öffentlichen Mittel gesichert 
wird. Voraussetzung ist, daß das Bauvorhaben 
den Zielen dieses Gesetzes sowie den auf 
Grund dieses Gesetzes für den öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbau geltenden 
Rechtsvorschriften und Förderungsbestimmun- 
gen entspricht, daß der Bauherr die erforder- 
liche Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
besitzt und dals Gewähr für eine ordnungs- 
mäßige und wirtschaftliche Durchführung des 
Bauvorhabens und für eine ordnungsmäßige 
Verwaltung der Wohnungen besteht. 


(§36) 

(1) Ein Antrag auf Bewilligung öffentlicher 
Mittel zum Bau eines Familien heims darf nicht 
wegen unzulänglicher Eigenleistung abgelehnt 
w^erden, wenn der Bauherr eine Eigenleistung 
erbringt, die zum Bau vergleichbarer Miet- 
wohnungen gefordert wird. 


(§ 38) 

(2) Betreuungsunternehmen sind 


Beschlüsse desBun des tages 
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oder ähnlichen nidit dauernd für Wohn- 
zwecke geeigneten Unterkünften unterge- 
bracht sind. 

(2) Der Bericht nach Absatz 1 Buchstabe b 
ist erstmals zum 30. September 1956 zu er- 
statten. 


(§ 33) 

(2) Die Ergebnisse aus den erstmaligen Be- 
richten nach § 31 Abs. 3 und § 32 Abs. 2 
sind dem Bundesminister für Wohnungsbau 
bis zum 15. Oktober 1956 mitzuteilen. 

(§ 34) 

(1) öffentliche Mittel können auf Antrag 
einem Bauherrn bewilligt werden, der Eigen- 
tümer eines geeigneten Baugrundstücks ist oder 
nachweist, daß der Erwerb eines derartigen 
Grundstücks gesichert ist oder durdi die Ge- 
währung der öffentlichen Mittel gesichert 
wird. Voraussetzung ist, daß das Bauvorhaben 
den Zielen dieses Gesetzes sowie den auf 
Grund dieses Gesetzes für den öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbau geltenden 
Rechtsvorschriften und Förderungsbestimmun- 
gen entspricht, daß der Bauherr die erforder- 
liche Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit 
besitzt und daß Gewähr für eine ordnungs- 
mäßige und wirtschaftliche Durchführung des 
Bauvorhabens und für eine ordnungsmäßige 
Verwaltung der Wohnungen besteht. Bei der 
Beurteilung der Leistungsfähigkeit ist den be- 
sonderen Verhältnissen der Vertriebenen, 
Sowjetzonenflüchtlinge und Kriegssachgeschä- 
digten Rechnung zu tragen. 

(§ 36) 

(1) Ein Antrag auf Bewilligung Öffentlicher 
Mittel zum Bau eines Familienheims darf 
nicht wegen unzulänglicher Eigenleistung ab- 
gelehnt werden, wenn der Bauherr eine 
Eigenleistung erbringt, die zum Bau ver- 
gleichbarer Mietwohnungen gefordert wird. 
Die Vorschriften des § 45 Abs. 1 bleiben un- 
berührt, 

(§ 38) 

(2) Betreuungsunternehmem im Sinne des 
Absatzes 1 sind 
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a) Organe der staatlichen Wohnungspolitik, 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen und 
gemeinnützige ländliche Siedlungsunter- 
nehmen, zu deren Aufgaben nach ihrer 
Satzung die Betreuung von Bauherren ge- 
hört und die nicht nach ff 39 Abs. 2 von 
der Verpflichtung, ßetreuHngsauf gaben 
wahrmnehmen, freigestellt sind; 

h) andere Unternehmen, insbesondere auch 
freie Wohnungsunternehmen im Sinne von 
§ 11 der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung vom 31. März 1954 (Bundes- 
gesetzbl. 1 S. 67), die durch die für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle als Betreuungsunterneh- 
men zugelassen sind. 


(§ 39) 

(2) Die für das W ohniings- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
kÖnnenW ohnungs- und Siedlungsunternehmen 
der in ^ 38 Abs. 2 Buchstabe a bezeichneten 
Art auf Antrag von der Verpflichtung nach 
Absatz 1 freistellen, wenn sie nicht in der Lage 
sind, Betreuungsaufgaben wahrzunehmen. 

(§ 45) 

(6) Das Baudarlehen soll zu einem gleich- 
bleibenden Tilgungssatz, der sich nur um den 
Betrag ersparter Zinsen erhöht, gewährt wer- 
den. 


BeschlüssedesBundestages 
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a) Organe der staatlichen Wohnungspolitik, 
zu deren Aufgaben nach ihrer Satzung 
die Betreuung von Bauherren gehört; 


b) gemeinnützige Wohnungsunternehmen, 
gemeinnützige ländlidae Siedlungsunter- 
nehmen und andere Unternehmen, ins- 
besondere auch freie Wohnungsunterneh- 
men im Sinne von § 11 der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung vom 
31. März 1954 (Bundcsgesetzbl. I S. 67), 
die durdi die für das Wohnungs- und 
Sicdlungswesen zuständige oberste Lan- 
desbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle als Betreuungsunternehmen zuge- 
lassen sind; Unternehmen, die bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes im Rahmen 
ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit Be- 
treuungen durchgeführt haben, gelten als 
zugelassen, sofern nicht die oberste Lan- 
desbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle die Zulassung widerruft, weil das 
Unternehmen es beantragt hat oder weil 
es nicht die erforderliche Eignung und 
Zuverlässigkeit besitzt. 

(§ 39) 

(2) entfällt 


(§ 45) 

(6) Das Baudarlehen soll zu einem gleich- 
bleibenden Tilgungssatz, der sich nur um den 
Betrag ersparter Zinsen erhöht, gewährt 
werden. Eine weitere Erhöhung der Tilgung 
darf vor Ablauf der Zeit nicht gefordert wer- 
den, die für eine planmäßige Tilgung erst- 
stelliger Finanzierungsmittel bei einem Til- 
gungssatz von 1 vom Hundert üblich ist. 
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§ 47 

Einsatz der öffentlichen Mittel 
zugunsten der Wohnungsuchenden 
mit geringem F^inkommen 

(1) Soweit Wohnungsuchenden mit gerin- 
gem Einkommen nach §§27 und 30 der 
Bezug neugeschaffener öffentlich geförderter 
Wohnungen zu tragbaren Mieten oder Be- 
lastungen zu ermöglichen ist, hat die für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständige 
oberste Lande -behörde durch allgemeine Ver- 
wailtungsvorschriften dafür zu sorgen, daß 
die sich ergebenden Mieten oder Belastungen 
durch eine oder mehrere der folgenden Maß- 
nahmen tragbar im Sinne von 74 Abs. 2 
werden: 

a) Gewährung von erhöhten, der nachstelli- 
gen Finanzierung dienenden öffentlichen 
Baudarlehen (Absatz 2); 

b) Gewährung von Darlehen oder Zuschüs- 
sen zur Deckung der laufenden Aufwen- 
dungen, von Zinszuschüssen oder von 
Annuitätsdarlehen (§ 43 Abs. 6); 

c) Gewährung von Miet- oder Lastenbei- 
hilfen (§ 74). 

(2) Hat die oberste Lanidesbehörde be- 
stimmt, daß die Tragbarkeit der sich ergeben- 
den Mieten oder Belastungen nnr durch die 
Gewährung von erhöhten, der nachstelligen 
Finanzierung dienenden öffentlichen Baudar- 
Ichen zu erzielen ist, so ist das Baudarlehen 
unter Anwendung der Vorschriften des § 45 
der Höhe nach so einzusetzen und erforder- 
lichenfalls soweit zinsfrei zu stellen, daß sich 
eine für den Wohnungsuchenden tragbare 
Miete oder Belastung ergibt. 


(§ 48) 

(2) Die Vorschriften über den Einsatz der 
öffentlichen Mittel zugunsten -der W ohnung- 
suchenden mit geringem Einkommen bleiben 
unberührt. 


(§ 49) 

(2) Ist die zur Entgegennahme der Anträge 
zuständige Stelle nicht zugleich die Bewilli- 
gungsstelle , so ist der angenommene Antrag 
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§ 47 

Fhnsatz der öffentlichen Mittel 
zugunsten der Wohnungsuchenden 
mit geringem Einkommen 

(1) Soweit Wohnungsuchenden mit gerin- 
gem Einkommen nadi §§ 27 und 30 der 
Bezug neugeschaffener öffentlich geförderter 
Wohnungen zu tragbaren Mieten oder Be- 
lastungen zu ermöglichen ist, hat die für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständige 
oberste Lande^behÖrde durch Verwaltungs- 
vorschriften dafür zu sorgen, daß die sich er- 
gebenden Mieten oder Belastungen durch eine 
oder mehrere der folgenden Maßnahmen trag- 
bar werden: 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) u n V e r ä n d e r t 

(2) Hat die oberste Landesbehörde be- 
stimmt, daß die Tragbarkeit der sich ergeben- 
den Mieten oder Belastungen durch die Ge- 
währung von erhöhten, der nadistelligen 
Finanzierung dienenden öffentlichen Baudar- 
Ichen zu erzielen ist, so ist das Baudarlehen 
unter Anwendung der Vorschriften des § 45 
der Höhe nach so einzusetzen und erforder- 
lichenfalls so weit zinsfrei zu stellen, daß sich 
eine im Rahmen der Vorschriften des § 74 
Abs. 2 für Wohnungsuchende mit geringem 
Einkommen tragbare Miete oder Belastung 
ergibt. 

(§ 48) 

(2) entfällt 


(§ 49) 

(2) Ist die zur Entgegennahme der Anträge 
zuständige Stelle nicht zur Entscheidung über 
die Anträge befugt, so ist der angenommene 
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unverzüglich zu bearbeiten und an die Be- 
willigungsstelle weiterzuleiten. 

(3) Die Bewilligungsstelle hat innerhalb 
angemessener Frist über die Förderungsfähig- 
keit des angenommenen Antrages zu ent- 
scheiden. Wird die Förderungsfähigkeit be- 
jaht, so ist dem Antragsteller, sofern öffent- 
liche Mittel noch nicht bewilligt werden 
können, mitzuteilen, welche Gründe zur Zeit 
der Bewilligung entgegenstehen. Wird die 
Förderungsfähigkeit verneint, so hat die Be- 
züUligungsstelle dem Antragsteller einen mit 
Gründen versehenen Bescheid zu erteilen. 


(§ 31) 


§ 61 

Bewirtschaftung der Kleinsiedlung 

(1) Zur Gewährleistung einer dauernden 
ordnungsmäßigen Bewirtschaftung der Klein- 
siedlung ist für die Zeit bis zur Zurückzah- 
lung des öffentlichen Baudarlehens , minde- 
stens jedoch für die Dauer von 25 Jahren, 
vertraglich sicherzustellen, daß ein ungeeig- 
neter Kleinsiedler durch einen geeigneten Be- 
werber ersetzt werden kann. 

(2) Es ist weiter vertraglich sicherzustellen, 
daß die Kleinsiedlung für die Dauer des in 
Absatz 1 bezeichneten Zeitraumes nur an 
einen geeigneten Bewerber und höchstens zu 
einem angemessenen Kaufpreis veräußert 
werden darf. Die Vorschriften des § 53 Abs. 2 
bleiben unberührt. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften dar- 
über zu erlassen, welche vertraglichen Bin- 
dungen dem Kleinsiedler zur Durchführung 
der Vorschriften der Absätze 1 und 2 aufer- 
legt werden dürfen. 


Beschlüsse desBundestages 
in zweiter Beratung 

Antrag unverzüglich zu bearbeiten und an die 

zur Entscheidung zuständige Stelle weiterzu- 
leiten. 

(3) Die zur Entscheidung zuständige Stelle 

hat innerhalb angemessener Frist über die För- 
derungsfähigkeit des angenommenen Antrages 
zu entscheiden. Wird die Förderungsfähigkeit 
bejaht, so ist dem Antragsteller, sofern öffent- 
liche Mittel noch nicht bewilligt werden kön- 
nen, mitzuteilen, welche Gründe zur Zeit der 
Bewilligung entgegenstehen. Wird die Förde- 
rungsfähigkeit verneint, so hat die zur Ent- 
scheidung zuständige Stelle dem Antragsteller 
einen mit Gründen versehenen Bescheid zu er- 
teilen. 

(§ 51) 

(6) Die Bewilligungsstelle soll in angemes- 
senem Umfange öffentlich geförderte Woh- 
nungen auch für solche Wohnungsuchenden 
Vorbehalten, die Geschädigte nach dem 
Lastenausgleichsgesetz sind und keine Auf- 
baudarlehen erhalten. 

§ 61 

Bewirtschaftung der Kleinsiedlung 

(1) entfällt 


(2) entfällt 


(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Vorschriften dar- 
über zu erlassen, welche vertraglichen Bin- 
dungen dem Kleinsiedler zur Gewährlei- 
stung einer dauernden ordnungsmäßigen Be- 
wirtschaftung der Kleinsiedlung aufzuerlegen 
sind. 
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BeschlüssedesBundestages 
in zweiter Beratung 


(4) Der Kleinsiedler soll sich bei der Be- 
wirtschaftung der Kleinsiedlung fachlich be- 
raten lassen. 


§ 70 

T ilgiings Prämien 

(1) Leistet der Eigentümer eines Familien- 
heims in der Form des Eigenheims oder der 
Eigensiedlung oder der Wohnungseigentümer 
einer eigengenutzten Eigentumswohnung 
nach Ablauf von zwei Jahren seit Bezugs- 
fertigkeit über die vereinbarungsgemäß zu 
entrichtenden Tilgungen hinaus zusätzliche 
Tilgungen auf das öffentliche Baudarlehen, 
so erhält er auf Antrag für jede zusätzliche 
Tilgung von vollen 100 Deutsche Mark eine 
Tilgungsprämie von 25 Deutsche Mark. Ge- 
hören zum Haushalt des Eigentümers Kin- 
der (§ 32 Abs. 4 Nr. 4 des Einkommen- 
steuergesetzes), die in dem Kalenderjahr, 
in dem die zusätzliche Tilgung geleistet wird, 
das aditzehnte Lebensjahr noch nicht vol- 
lendet haben, so erhöht sich die Prämie 


bei einem Kind 
oder zwei Kindern auf 

bei drei bis 
fünf Kindern auf 

bei mehr als 
fünf Kindern auf 


27 Deutsche Mark, 
30 Deutsche Mark, 
35 Deutsche Mark. 


(4) unverändert 


§ 70 

Ablösung 

(1) Der Eigentümer eines Familienheims 
in der Form des Eigenheims oder der Eigen- 
Siedlung oder der Wohnungseigentümer 
einer eigengenutzten Eigentumswohnung 
kann nach Ablauf von zwei Jahren und vor 
Ablauf von zwanzig Jahren seit Bezugsfer- 
tigkeit über die vereinbarungsgemäß zu ent- 
richtenden Tilgungen hinaus das öffentliche 
Baudarlehen ganz oder In Teilen vorzeitig 
durch Zahlung noch nicht fälliger Tilgungs- 
leistungen abzüglich der Zwischenzinsen un- 
ter Berücksichtigung von Zinseszinsen ablö- 
sen. Die Ablösung muß wenigstens für die 
volle Tilgungsleistung eines Jahres erfolgen. 


(2) Für Ablösungen bis zum 31. Dezem- 
ber 1962 ist ein Zinssatz von 5 vom Hun- 
dert zugrunde zu legen. Gehören zum Haus- 
halt des Eigentümers Kinder (§ 32 Abs. 4 
Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes), die in 
dem Kalenderjahr, in dem die Ablösung er- 
folgt, das achtzehnte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, so erhöht sich der Hundert- 
satz 

bei einem Kind 

oder zwei Kindern auf 5,5 vom Hundert, 
bei drei bis 

fünf Kindern auf 6 vom Hundert, 

bei mehr als 

fünf Kindern auf 6,5 vom Hundert. 


(2) Die Tilgungsprämie wird in Form eines 
Nachlasses auf die Darlehensschuld gewährt. 


(3) Hat der Bauherr eines Familienheims 
in der Form des Kaufeigenheims oder der 
Trägerkleinsiedlung einen auf Übertragung 


(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
das Nähere sowie den Zinssatz für Ablösun- 
gen nach dem 31. Dezember 1962 zu bestim- 
men. Der Zinssatz darf jedoch nicht unter 
dem jeweiligen Diskontsatz liegen. Die Bun- 
desregierung kann dabei auch die Frist von 
zwanzig Jahren in Absatz 1 verlängern und 
bestimmen, auf welchen Zeitpunkt des Ka- 
lenderjahres die Ablösung zugelassen wird. 

(4) Hat der Bauherr eines Familienheims 
in der Form des Kaufelgenheims oder der 
Trägerkleinsiedlung einen auf Übertragung 
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des Eigentums gerichteten Vertrag oder Vor- 
vertrag mit einem geeigneten Bewerber ab- 
geschlossen, so finden die Vorschriften der 
Absätze 1 und 2 zugunsten des Bewerbers 
entsprechende Anwendung, wenn er zusätz- 
liche Tilgungen auf das öffentliche Baudar- 
Ichen leistet. 

§ 71 

Tragung der Tilgungsprämien 

(1) Der durch die Gewährung der Til- 
gungsprämien nach § 70 sich bei den Län- 
dern ergebende Ausfall an Rückflüssen wird 
anteilig vom Bund, vom Ausgleichsfonds und 
von den Ländern getragen. 

(2) Die Anteile bestimmen sich nadi dem 
Verhältnis, in dem die Mittel des Bundes, des 
Ausgleichsfonds und des Landes zueinahder 
stehen, die der obersten Landesbehörde für 
die Lörderung des sozialen Wohnungsbaues 
seit dem 1. Januar 1950 als öffentliche Mit- 
tel zur Verfügung gestellt worden sind. Das 
Verhältnis ist Jeweils zum Ende eines Rech- 
nungsjahres für die in diesem Jahr gewähr- 
ten Tilgungs Prämien zu ermitteln. Zu den 
Mitteln des Ausgleichsfonds rechnen dabei 
auch die Mittel, die der obersten Landesbe- 
hörde aus den Soforthilfefonds oder aus den 
Zinsen und Tilgungsbeträgen der Umstel- 
lunvsgrundschulden als öffentliche Mittel zur 
Verfügung gestellt worden sind. 

(3) In Höhe der demgemäß auf den Bund 
und den Ausgleichsfonds entfallenden An- 
teile vermindern sich die Ansprüche des Bun- 
des und des Ausgleichsfonds auf Rückzah- 
lung der den Ländern gewährten Darlehen. 

(4) Das Land hat zusätzliche Tilgungen 
nach § 70, die es im Laufe eines Rechnungs- 
jahres erhalten hat, am Ende des Rechnungs- 
jahres an den Bund und den Ausgleichsfonds 
zu den Anteilen abzuführen, die dem in Ab- 
satz 2 bestimmten Verhältnis entsprechen. 
Dies gilt nicht für die auf den Bund entfal- 
lenden Anteile der zusätzlichen Tilgungen, 
wenn durch Landesgesetz vorgeschrieben ist, 
daß die Rückflüsse aus den Darlehen, die das 
Land zur Förderung des Wohnungsbaues ge- 
währt hat und künftig gewährt, laufend zur 
Förderung von A4aßnahmen zugunsten des 
sozialen Wohnungsbaues zu verwenden sind. 


Beschlüsse desBundestages 
in zweiter Beratung 

des Eigentums gerichteten Vertrag oder Vor- 
vertrag mit einem geeigneten Bewerber ab- 
geschlossen, so finden die Vorschriften der 
Absätze 1 bis 3 zugunsten des Bewerbers ent- 
sprechende Anwendung, wenn er das öffent- 
liche Baudarlchen ganz oder in Teilen vor- 
zeitig ablöst. 

§ 71 

Tragung des Ausfalls 

(1) Der durch die Ablösung nach § 70 sich 
bei den Ländern ergebende Ausfall an Rück- 
flüssen wird anteilig vom Bund, vom Aus- 
gleichsfonds und von den Ländern getragen. 

(2) Die Anteile bestimmen sich nach dem 
Verhältnis, in dem die Mittel des Bundes, 
des Ausgleichsfonds und des Landes zueinan- 
der stehen, die der obersten Landesbehörde 
für die Förderung des sozialen Wohnungs- 
baues seit dem 1. Januar 1950 als öffentliche 
Mittel zur Verfügung gestellt worden sind. 
Das Verhältnis ist jeweils zum Ende eines 
Rechnungsjahres für die in diesem Jahr sich 
ergebenden Ausfälle zu ermitteln. Zu den 
Mitteln des Ausgleichsfonds rechnen dabe! 
auch die Mittel, die der obersten Landesbe- 
hörde aus den Soforthilfefonds oder aus den 
Zinsen und Tilgungsbeträgen der Umstel- 
lungsgrundschulden als Öffentliche Mittel zur 
Verfügung gestellt worden sind. 

(3) unverändert 


(4) Das Land hat Ablösungsbeträge, die es 
nach § 70 im Laufe eines Rechnungsjahres er- 
halten hat, am Ende des Rechnungsjahres an 
den Bund und den Ausgleichsfonds zu den 
Anteilen abzuführen, die dem ln Absatz 2 
bestimmten Verhältnis entsprechen. Dies gilt 
nicht für die auf den Bund entfallenden An- 
teile der Ablösungsbeträge, wenn durch Lan- 
desgesetz vorgeschrieben ist, daß die Rück- 
flüsse aus den Darlehen, die das Land zur 
Förderung des Wohnungsbaues gewährt hat 
und künftig gewährt, laufend zur Förderung 
von Maßnahmen zugunsten des sozialen 
Wohnungsbaues zu verwenden sind. 
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Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(§ 72) 

(5) Auf die vorzeitig zurückgezahlten Be- 
träge der öffentlichen Baudarlehen finden die 
Vorschriften des § 71 Abs. 4 entsprechende 
Anwendung. 

(§ 73) 

Zulässige Miete 

(1) Für öffentlich geförderte Wohnungen, 
für die die öffentlidien Mittel erstmalig nach 
dem 30. September 1956 bewilligt worden 
sind, ist die Miete preisreditlich zulässig, die 
zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
erforderlich ist. 

(§ 74) 

(1) Hat die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landesbehörde 
nach § 47 bestimmt, daß die Tragbarkeit der 
sich ergebenden Mieten oder Belastungen 
durch Gewährung von Miet- oder Lastenbei- 
hilfen zu erzielen ist, und Ist einem Woh- 
nungsuchenden mit geringem Einkommen 
eine Wohnung zugeteilt worden, für die die 
öffentlichen Mittel erstmalig nach dem 
30. September 1956 bewilligt worden sind, 
so wird dem Wohnungsinhaber eine Miet- 
oder Lastenbeihilfe gewährt, die sich nach 
dem Unterschied zwischen dem für die be- 
nötigte Wohnfläche der Wohnung sich erge- 
benden Teilbetrag der Miete oder Belastung 
und dem hierfür nach Absatz 2 als tragbar 
anzusehenden Betrag bestimmt. Eine Miet- 
oder Lastenbeihilfe wird nicht gewährt, wenn 
ein wichtiger Grund in der Person oder In 
den Verhältnissen des Wohnungsinhabers 
entgegensteht. 

(2) Für die benötigte Wohnfläche der Woh- 
nung soll ln der Regel der Betrag der Miete 
oder Belastung als tragbar angesehen wer- 
den, der folgende Vomhundertsätze des Jah- 
reseinkommens des Wohnungsinhabers und 


(5) Die gemäß Absatz 4 an den Bund und 
an den Ausgleiclisfonds abzuführenden 
außerplanmäßigen Tilgungen werden auf die 
Schuldverpflichtung des Landes in der Weise 
angcrechnet, daß sie zu einer Kürzung des 
Tilgungszeitraumes, nicht jedoch der durch 
Bestimmungen oder Vereinbarungen festge- 
setzten laufenden Tilgungsbeträge führen. 

(§ 72) 

(5) Auf die vorzeitig zurückgezahlten Be- 
träge der öffentlichen Baudarlehen finden die 
Vorschriften des § 71 Abs. 4 und 5 entspre- 
chende Anwendung. 

(§ 73) 

Zulässige Miete und Belastung 

(1) Für öffentlich geförderte Wohnungen, 
für die die öffentlichen Mittel erstmalig nach 
dem 31. Dezember 1956 bewilligt worden 
sind, ist die Miete preisreditlich zulässig, die 
zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
erforderlich ist. 

(§ 74) 

(1) Hat die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landesbehörde 
nach § 47 bestimmt, daß die Tragbarkeit der 
sich ergebenden Mieten oder Belastungen 
durch Gewährung von Miet- oder Lastenbei- 
hilfen zu erzielen ist, und ist einem Woh- 
nungsuchenden mit geringem Einkommen 
eine Wohnung zugeteilt worden, für die die 
öffentlichen Mittel erstmalig nach dem 
31. Dezember 1956 bewilligt worden sind, 
so wird dem Wohnungsinhaber eine Miet- 
oder Lastenbeihilfe gewährt, die sich nach 
dem Unterschied zwischen dem für die be- 
nötigte Wohnfläche der Wohnung sich erge- 
benden Teilbetrag der Miete oder Belastung 
und dem hierfür nach Absatz 2 als tragbar 
anzusehenden Betrag bestimmt. Eine Mier- 
oder Lastenbeihilfe wird nicht gewährt, wenn 
ein wichtiger Grund in der Person oeJer in 
den Verhältnissen des Wohnungsinhabers 
entgegensteht. 

(2) Für die benötigte Wohnfläche der Woh- 
nung soll in der Regel der Betrag der Miete 
oder Belastung als tragbar angesehen wer- 
den, der folgende Vomhundertsätze des Jah- 
reseinkommens des Wohnungsinhabers und 
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der zu seinem Haushalt gehörenden Ange- 
hörigen nicht übersteigt: 

bei einer Kopfquote des Jahreseinkommens 

bis 600 Deutsche Mark 10 vom Hundert 
des Jahreseinkommens, 

von über 600 bis 800 Deutsche Mark 
12 vom Hundert des Jahreseinkommens, 

von über 800 bis 1000 Deutsche Mark 
14 vom Hundert des Jahreseinkommens, 

von über 1000 bis 1200 Deutsche Mark 
16 vom Hundert des Jahreseinkommens, 

von über 1200 bis 1500 Deutsche Mark 
18 vom Hundert des Jahreseinkommens. 


(4) Die für die Miet- oder Lastenbeihilfen 
erforderlidien Mittel werden aus den dem 
Land, dem Gemeindeverband oder der Ge- 
meinde für die Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues zur Verfügung stehenden öffent- 
lichen Mitteln Im Sinne von § 6 Abs. 1 ent- 
nommen oder aus den Mitteln, die das Land, 
der Gemeindeverband oder die Gemeinde 
hierfür gesondert zur Verfügung stellt. Die 
Ansprüche des Bundes auf Rückzahlung der 
den Ländern gewährten Darlehen bleiben 
unberührt. 


(§ 75) 

(1) Auf öffentlich geförderte Wohnungen, 
für die die öffentlichen Mittel erstmalig nach 
dem 30. September 1956 bewilligt worden 
sind, sind die Vorschriften des Wohnraum- 
bewirtschaftungsgesetzes anzuwenden, soweit 
sich nicht aus den Vorschriften des vorliegen- 
den Gesetzes etwas anderes ergibt. 

(§ 85) 

(2) Übersteigt die vereinbarte Miete die zur 
Deckung der laufenden Aufwendungen erfor- 
derliche Miete (Kostenmiete) und beruft sich 
der Mieter durch schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Vermieter Innerhalb eines Jahres 
nach der Vereinbarung auf die Kostenmiete, 
so ist von dem Ersten des auf die Erklärung 
folgenden Monats an die Mietvereinbarung 


Beschlüsse des Bundestages 
In zweiter Beratung 

der zu seinem Haushalt gehörenden Ange- 
hörigen nicht übersteigt: 

bei einer Kopfquote des Jahreseinkommens 

bis 600 Deutsche Mark 10 vom Hundert 
des Jahreseinkommens, 

von über 600 bis 800 Deutsche Mark 
12 vom Hundert des Jahreseinkommens, 

von über 800 bis 1000 Deutsdie Mark 
14 vom Hundert des Jahreseinkommens, 

von über 1000 bis 1200 Deutsche Mark 
16 vom Hundert des Jahreseinkommens, 

von über 1200 bis 1500 Deutsche Mark, 
bei Haushalten mit zwei oder drei Personen 
bis 1800 Deutsche Mark 

18 vom Hundert des Jahreseinkommens. 

(4) Die für die Miet- oder Lastenbeihilfen 
erforderlichen Mittel werden aus den dem 
Land, dem Gemeindeverband oder der Ge- 
meinde für die Förderung des sozialen Woh- 
nungsbaues zur Verfügung stehenden Öffent- 
lichen Mitteln Im Sinne von § 6 Abs. 1, je- 
doch nicht aus den nach dem Lastenaus- 
gleichsgesetz für die Wohnraumhilfe be- 
stimmten Mitteln des Ausgleichsfonds ent- 
nommen oder aus den Mitteln, die das Land, 
der Gemeindeverband oder die Gemeinde 
hierfür gesondert zur Verfügung stellt. Die 
Ansprüche des Bundes auf Rückzahlung der 
den Ländern gewährten Darlehen bleiben 
unberührt. 

(§ 75) 

(1) Auf öffentlich geförderte Wohnungen, 
für die die öffentlichen Mittel erstmalig nach 
dem 31. Dezember 1956 bewilligt worden 
sind, sind die Vorsdirlften des Wohnraum- 
bewirtsdiaftungsgesetzes anzuwenden, soweit 
sich nicht aus den Vorschriften des vorliegen- 
den Gesetzes etwas anderes ergibt. 

(§ 85) 

(2) Übersteigt die vereinbarte Miete die zur 
Deckung der laufenden Aufwendungen erfor- 
derliche Miete (Kostenmiete) und beruft sich 
der Mieter durch schriftliche Erklärung gegen- 
über dem Vermieter innerhalb eines Jahres 
nadi der Vereinbarung auf die Kostenmiete, 
so Ist von dem Ersten des auf die Erklärung 
folgenden Monats an die Mietvereinbarung 
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Insoweit und solange unwirksam, als die ver- 
einbarte Miete die Kostenmiete übersteigt. 
Dies gilt nicht, soweit die vereinbarte Miete 
einen Betrag nicht übersteigt, der von der 
Landesregierung durch Rechtsverordnung be- 
stimmt ist. 

(§ 89) 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, sonstige Körperschaften und Anstal- 
ten des öffentlichen Rechts und die von ihnen 
wirtschaftlich abhängigen Unternehmen haben 
zur Erreichung der in § 1 bestimmten Ziele 
die Aufgabe, geeignete ihnen gehörende 
Grundstücke als Bauland für den Wohnungs- 
bau zu angemessenen Preisen zu Eigentum 
oder Im Erbbaurecht zu überlassen. Sic haben 
bevorzugt geeignetes Bauland für den sozialen 
Wohnungsbau, darunter auch für eine Be- 
bauung mit Familienheimen, zu überlassen. 


(2) Die Gemeinden haben darüber hinaus 
die Aufgabe, für den Wohnungsbau, darunter 
auch für eine Bebauung mit Familienheimen, 
geeignete Grundstücke zu beschaffen, im Rah- 
men der landesrechtlichen Bestimmungen bau- 
reif zu machen und als Bauland Bauwilligen 
zu Eigentum oder im Erbbaurecht zu über- 
lassen. 

(§ 92) 

(1) Wer beim Bau eines Familienheims, 
einer eigengenutzten Eigentumswohnung, einer 
Kaufeigentumswohnung oder einer Genossen- 
schaftswohnung Selbsthilfe leistet, gilt für die 
Unfallversicherung als Beschäftigter im Sinne 
von § 537 Nr. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung, wenn durch das Bauvorhaben öffent- 
lich geförderte oder steuerbegünstigte Woh- 
nungen geschaffen werden sollen. 


(4) Die In Absatz 1 bezeichneten Personen 
sind bei der Zwciganstalt derjenigen Berufs- 
genossenschaft von Baugewerbetreibenden, in 
deren Bezirk das Bauvorhaben durchgeführt 


Beschlüsse desBundestages 
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insoweit und solange unwirksam, als die ver- 
einbarte Miete die Kostenmiete übersteigt. 
Dies gilt nicht, soweit die vereinbarte Miete 
einen Betrag nicht übersteigt, der von der 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung be- 
stimmt ist. 

(§ 89) 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, sonstige Körperschaften und An- 
stalten des öffentlichen Rechts und die von 
ihnen wirtschaftlidi abhängigen Unterneh- 
men haben zur Erreichung der In § 1 be- 
stimmten Ziele die Aufgabe, geeignete Ihnen 
gehörende Grundstücke als Bauland für den 
Wohnungsbau zu angemessenen Preisen zu 
Eigentum oder im Erbbaurecht zu überlas- 
sen oder als Bauland ungeeignete Grundstücke 
zum Austausch gegen geeignetes Bauland be- 
reitzustellen. Sie haben bevorzugt geeignetes 
Bauland für den sozialen Wohnungsbau, na- 
mentlich für eine Bebauung mit Familienhei- 
men, zu überlassen oder als Bauland ungeeig- 
nete Grundstücke zum Austausch gegen geeig- 
netes Bauland bereitzustellen. 

(2) Die Gemeinden haben darüber hinaus 
die Aufgabe, für den Wohnungsbau, nament- 
lich für eine Bebauung mit Familienheimen, 
geeignete Grundstücke zu beschaffen, Im 
Rahmen der landesrechtllchcn Bestimmun- 
gen baureif zu machen und als Bauland Bau- 
willigen zu Eigentum oder im Erbbaurecht 
zu überlassen. 

(§ 92) 

(1) Wer beim Bau eines Familienheims, 
einer eigengenutzten Eigentumswohnung, einer 
Kaufeigentumswohnung oder einer Genossen- 
sdiaftswohnung Selbsthilfe leistet, gilt für die 
Unfallversicherung als Beschäftigter im Sinne 
von § 537 Nr. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung, wenn durch das Bauvorhaben öffent- 
lich geförderte oder steuerbegünstigte Woh- 
nungen geschaffen werden sollen. Dies gilt bei 
Kleinsiedlungen auch für die Selbsthilfe bei der 
Aufschließung und Kultivierung des Geländes, 
der Fierrichtung der Wirtschaftsanlagen und 
der Herstellung von Gemeinschaftsanlagen. 

(4) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen 
sind unbeschadet der Dauer der Selbsthilfe- 
arbeit bei der Zweiganstalt derjenigen Berufs- 
genossenschaft von Baugewerbetreibenden, in 
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wird, in entsprechender Anwendung der Vor- 
schriften des § 798 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung versichert. 


(§ 94) 

(2) Begünstigt sind 

a) öffentlich geforderte Wohnungen, für die 
die öffentlichen Mittel erstmalig nach dem 
30. September 1956 bewilligt worden sind; 

b) steuerbegünstigte Wohnungen, die nach 
dem 30. Juni 1956 bezugsfertig geworden 
sind. 

(§ 98) 

(4) Der Kleinsiedlung sind hinsichtlich der 
Gewährung von Steuer- oder Gebührenver- 
günstigungen sonstige Öffentlich geförderte 
F amilienheime, die für W ohnungsuchende mit 
geringem Einkommen bestimmt sind, gleich- 
gestellt. Die Steuer- oder Gebührenvergünsti- 
gimg ist nicht davon abhängig, daß ein Träger 
oder ein Betreuer eingeschaltet wird. Sie ist 
ohne eine weitere Nachprüfung zu gewähren, 
ivenn das Vorliegen der Voraussetzungen 
durch eine Bescheinigung der Bewilligungsstelle 
nach gewiesen wird. 

(§ 109) 
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deren Bezirk das Bauvorhaben durchgeführt 
wird, in entsprechender Anwendung der Vor- 
schriften des § 798 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung versichert. 

(§ 94) 

(2) Begünstigt sind 

a) öffentlich geförderte Wohnungen, für die 
die öffentlichen Mittel erstmalig nach dem 
31. Dezember 1956 bewilligt worden sind; 

b) unverändert 


(§ 98) 

(4) entfällt 


(§ 109) 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung vorzuschreiben, 
daß auf öffentlidi geförderte Wohnungen und 
Wohnräume, die nach dem 30. Juni 1956 be- 
zugsfertig geworden sind oder bezugsfertig 
werden und für die die öffentlichen Mittel 
erstmalig vor dem 1. Januar 1957 bewilligt 
worden sind oder bewilligt werden, auf An- 
trag des Bauherrn die Vorschriften des vor- 
liegenden Gesetzes an Stelle der Vorschriften 
des Ersten Wohnungsbaugesetzes anzuwenden 
sind, wenn die Miete oder der Mietwert bei der 
Bewilligung der öffentlichen Mittel nicht oder 
nur vorläufig nach den Vorschriften des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes festgesetzt worden ist. 
In diesem Falle finden auf diese Wohnungen 
und Wohnräume die Vorschriften des vor- 
liegenden Gesetzes auch dann Anwendung, 
wenn sie sonst nur auf Wohnraum anwendbar 
sind, für den die öffentlichen Mittel nach dem 
31. Dezember 1956 bewilligt worden sind oder 
bewilligt werden; die Vorschriften des § 73 des 
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(§ HO) 

(2) Bei anerkannten Familienhelmen darf 
von der Anerkennung ab eine Erhöhung des 
Zinssatzes, der für das der nachstelligen 
Finanzierung dienende öffentliche Baudar- 
lehen bestimmt worden ist, oder eine Ver- 
zinsung für das zinslos gewährte Baudarlehcn 
nicht gefordert werden; eine Erhöhung des 
Tilgungssi^tzes darf yinr um den Betrag er- 
sparter Zinsen gefordert werden. 


(3) Auf anerkannte Familienheime finden 
die Vorschriften der §§ 70 und 71 über die 
Gewährung und Tragung von Tilgungs- 
prämien Anwendung, soweit zusätzliche TiT 
gungen nach der Anerkennung geleistet wer- 
den. 

(§ Hl) 

(1) Eigenheime, Kleinsiedlungen und Kauf- 
eigenheime, die nach dem 31. Juli 1953 und 
bis zum 30. Juni 1956 bezugsfertig geworden 
sind und bei denen die in § 7 Abs. 2 Buch- 
stabe b des Ersten Wohnungsbaugesetzes be- 
stimmten Voraussetzungen nicht vorliegen, 
sind auf Antrag nach den Vorschriften der 
§§ 82 und 83 des vorliegenden Gesetzes als 
steuerbegünstigte Wohnungen anzuerkennen, 
wenn die in § 82 in Verbindung mit § 7 be- 
stimmten Voraussetzungen im Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit Vorgelegen haben und das 
] ahreseinkoynmen des Antragstellers zur Zeit 
der Antragstellung die in § 25 bezeichnete 
Einkommensgrenze nicht übersteigt. 

(§ H3) 

(1) Soweit in Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften auf Vorschriften des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes verwiesen wird, bezieht sich 
die Verweisung auf die entsprechenden Vor- 
schriften des vorliegenden Gesetzes, soweit es 
sich handelt 


Beschlüsse desBundestages 
in zweiter Beratung 

vorliegenden Gesetzes finden mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß die sich ergebende 
Durchschnittsmiete oder Belastung den nach 
§ 29 des Ersten Wohnungsbaugesetzes be- 
stimmten Mietrichtsatz zuzüglich der Zu- 
schläge nicht übersteigen darf. 

(§ HO) 

(2) Bei anerkannten Familienheimen darf 
von der Anerkennung ab eine Erhöhung des 
Zinssatzes, der für das der nachstelligen 
Finanzierung dienende öffentliche Baudar- 
lehen bestimmt worden ist, oder eine Ver- 
zinsung für das zinslos gewährte Baudarlehen 
nicht gefordert werden; eine Erhöhung der 
Tilgung darf, abgesehen von der Erhöhung 
um den Betrag ersparter Zinsen, vor Ablauf 
der Zeit nicht gefordert werden, die für eine 
planmäßige Tilgung erststelliger Finanzie- 
rungsmittel bei einem Tilgungssatz von 1 vom 
Hundert üblich ist. 

(3) Auf anerkannte Familienheime finden 
die Vorschriften der §§ 70 und 71 über die 
Ablösung und über die Tragung des Ausfalls 
Anvv'endung, soweit nach der Anerkennung 

Ablösungen erfolgen. 

(§ Hl) 

(l) Eigenheime, Kleinsiedlungen und Kauf- 
eigenheime, die nach dem 31. Juli 1953 und 
bis zum 30. Juni 1956 bezugsfertig geworden 
sind und bei denen die in § 7 Abs. 2 Buch- 
stabe b des Ersten Wohnungsbaugesetzes be- 
stimmten Voraussetzungen nicht vorliegen, 
sind auf Antrag nach den Vorschriften der 
§§ 82 und 83 des vorliegenden Gesetzes als 
steuerbegünstigte Wohnungen anzuerkennen, 
wenn die in § 82 In Verbindung mit § 7 be- 
stimmten Voraussetzungen im Zeitpunkt der 
Bezugsfertigkeit Vorgelegen haben. 


(§ H3) 

(1) Soweit in Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften auf Vorschriften des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes verwiesen wird, bezieht sich 
die Verweisung auf die entsprechenden Vor- 
schriften des vorliegenden Gesetzes, soweit es 
sich handelt 
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a) im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau um neugeschaffenen Wohn- 
raum, bei dem die Öffentlichen Mittel 
erstmalig nach dem 30. September 1956 
bewilligt worden sind oder bewilligt wer- 
den, 

b) im steuerbegünstigten und frei finanzier- 
ten Wohnungsbau um neugeschaffenen 
Wohnraum, der nach dem 30. Juni 1956 
bezugsfertig geworden ist oder bezugs- 
fertig wird. 
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a) im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau um neugeschaffenen Wohn- 
rauni, bei dem die öffentlichen Mittel 
erstmalig nadi dem 31. Dezember 1956 
bewilligt worden sind oder bewilligt wer- 
den, 

b) unverändert 


(§ 115 ) 

6. Nach § 17 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 


Für Wohnungsuchende 
mit geringem Einkommen vorbehaltener 
Wohnraum 

(1) Folgender Wohnraum ist für Woh- 
nungsuchende mit geringem Einkommen 
im Sinne des § 27 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes Vorbehalten: 

a) Wohnungen, für die öffentliche Mittel 
im Sinne des § 6 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes erstmalig nach dem 
30. September 1956 bewilligt sind, 
wenn die Wohnungen nach § 27 Abs. 3 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bei 
der Bewilligung der öffentlichen Mittel 
für Wohnungsuchende mit geringem 
Einkommen Vorbehalten sind; 


b) Wohnungen, für die öffentliche Mittel 
im Sinne des § 3 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes erstmalig in der Zeit vom 
21. Juni 1948 — in Berlin (West) vom 
25. Juni 1948 — bis zum 30. Septem- 
ber 1956 bewilligt worden sind und für 
die keine höheren Mieten preisrechtlich 
zulässig sind, als dem Mietrichtsatz ent- 
spricht, der nach § 29 Abs. 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes für öffentlich ge- 
förderte Wohnungen am 1. Oktober 
1954 für die Gemeinde oder den Ge- 
meindeteil bestimmt war; 


c) Wohnungen, die auf Grund der Ver- 
ordnung über die Förderung von 
Arbeiterwohnstätten vom 1. April 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 437) als Arbeiter- 


(§ 115 ) 

6. Nach § 17 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

4 17 a 

Für Wohnungsuchende 
mit geringem Einkommen vorbehaltener 
Wohnraum 

(1) Folgender Wohnraum ist für Woh- 
nungsuchende mit geringem Einkommen 
im Sinne des § 27 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes Vorbehalten: 

a) Wohnungen, für die öffentliche Mittel 
im Sinne des § 6 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes erstmalig nach dem 
31. Dezember 1956 bewilligt sind, 
wenn die Wohnungen nach § 27 Abs. 3 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bei 
der Bewilligung der Öffentlidien Mittel 
für Wohnungsuchende mit geringem 
Einkommen Vorbehalten sind; 


b) Wohnungen, für die öffentliche Mittel 
im Sinne des § 3 des Ersten Wohnungs- 
baugesetzes erstmalig in der Zeit vom 
21. Juni 1948 — in Berlin (West) vom 
25. Juni 1948 — bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 bewilligt worden sind und für 
die keine höheren Mieten preisrechtlich 
zulässig sind, als dem Mietrichtsatz ent- 
spricht, der nach § 29 Abs. 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes für öffentlich ge- 
förderte Wohnungen am 1. Oktober 
1954 für die Gemeinde oder den Ge- 
meindeteil bestimmt war; 


c) unverändert 


« 
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Wohnstätten gelten oder als solche an- 
erkannt sind. 

( 2 ) 

(3) 

(4) 

10. An ^ 30 Abs. 4 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Eine unzumutbare Härte liegt in der Re- 
gel vor, wenn der Schuldner zur Räumung 
von landwirtschaftlichem Werkwohnraum 
unter den Voraussetzungen des § 20 Satz 2 
oder des § 21 des Mieterschutzgesetzes 
verurteilt ist und der Wohnraum für die 
Zwecke des landwirtschaftlichen Betriebes 
benötigt wird.“ 

(§ 118 ) 

6. § 300 erhält folgende Fassung: 

„§ 300 

Einsatz der Mittel 

Die Mittel sind so einzusetzen, daß der 
Dau einer möglichst großen Zahl von Woh- 
nungen für Geschädigte, welche die Voraus- 
setzungen des § 298 erfüllen, erreicht wird. 
Geschädigte, die Vertreibungsschäden oder 
Kriegssachschäden der in § 12 Abs. 1 
Nr. 1 und § 13 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Art geltend machen können, die Erben 
solcher Geschädigten und Gemeinschaften 
von solchen Geschädigten haben als Bau- 
herren bei der Darlehensgewährung den 
Vorrang vor den übrigen Antragstellern; 
unter den letzteren haben Geschädigte, die 
Vertreibungsschäden oder Kriegssachschä- 
den geltend machen können, den Vorrang.“ 


7. § 348 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Die für die Wohnraumhilfe be- 
reitgestellten Mittel sind zur Förderung 
des Wohnungsbaues für Geschädigte als 
öffentliche Mittel im Sinne des gemäß 
§ 8 Nr. 13 jeweils anzuwendenden 
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(2) 

(3) 

(4) 

10. An § 30 Abs. 4 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Eine unzumutbare Härte liegt in der Re- 
gel vor, wenn der Schuldner zur Räumung 
von landwirtschaftlichem Werkwohnraum 
unter den Voraussetzungen ides § 20 Satz 2 
oder des § 21 in Verbindung mit § 20 Satz 2 
des Mieterschutzgesetzes verurteilt ist und 
der Wohnraum für tdie Zwecke des land- 
wirtschaftlichen Betriebes benötigt wird.“ 

(§ 118) 

6. § 300 erhält die folgende Fassung: 

„§300 

Einsatz der Mittel 

Die Mittel sind so einzusetzen, daß der 
Bau einer möglichst großen Zahl von Woh- 
nungen für Geschädigte, welche die Voraus- 
setzungen des § 298 erfüllen, erreicht wird. 
Geschädigte, die Vertreibungsschäden oder 
Kriegssachschäden der in § 12 Abs. 1 
Nr. 1 und § 13 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Art geltend machen können, einschließlich 
der Personen, die Leistungen nach § 301 
erhalten können und gleichartige Schäden 
erlitten haben, die Erben solcher Geschädig- 
ten und Gemeinschaften von solchen Ge- 
schädigten haben als Bauherren bei der Dar- 
lehensgewährung den Vorrang vor den 
übrigen Antragstellern; unter den letzteren 
haben Geschädigte, die Vertreibungsschäden 
oder KriegssaAschäden geltend machen 
können, einschließlich der Personen, die 
Leistungen nach § 301 erhalten können und 
gleichartige Schäden erlitten haben, den 
Vorrang.“ 

7. § 348 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Die für die Wohnraumhilfe be- 
reitgestellten Mittel sind zur Finanzie- 
rung des Wohnungsbaues für Geschä- 
digte als öffentliche Mittel im Sinne des 
gemäß § 8 Nr. 13 jeweils anzuwenden- 
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Wohnungsbaugesetzes unter Berücksich- 
tigung der Vorschriften der §§ 298 bis 
300 einzusetzen.“ 

b) 

c) 

(§ 120 ) 

2. a) In § 4 wird an den Absatz 1 folgender 
Satz angefügt: 

„Sonstige Vorschriften, die eine weiter- 
gehende Gebührenbefreiung gewähren, 
bleiben bestehen.“ 

b) Als § 4 Abs. 3 wird die folgende Vor- 
schrift angefügt: 

5 ^ des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS....) wird durch 
dieses Gesetz nicht berührt.“ 

(§ 123) 

2. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) 

c) Nach Absatz 5 wird der folgende Ab- 
Satz 6 eingefügt: 

„(6) Auf die vorzeitig zurückgezahl- 
ten Beträge der öffentlichen Baudarle- 
hen finden die Vorschriften des § 71 
Abs. 4 des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes (Wohnungsbau- und Familienheim- 
gesetz) vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) entsprechende An- 
wendung.“ 

3. Hinter § 50 wird folgender § 50 a einge- 
fügt: 

„§ 50a 

Anwendungsbereich 

(1) Die Förderung des Wohnungsbaues 
bestimmt sich bis zum Beginn des zeitlichen 
Geltungsbereichs des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes (Wohnungsbau- und Familien- 
helmgesetz) vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) nach den Vorschriften 
des vorliegenden Gesetzes. Die Vorschriften 
des vorliegenden Gesetzes finden, soweit 
sich aus dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 
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‘den Wohnungsbaugesetzes unter Be- 
rücksichtigung der Vorschriften der 
§§ 298 bis 300 einzusetzen.“ 

b) 

c) 

(§ 120 ) 

2. a) unverändert 


b) entfällt 


(§ 123) 

2. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) 

b) 

c) Nach Absatz 5 wird der folgende Ab- 
satz 6 eingefügt: 

„(6) Auf die vorzeitig zurückgezahl- 
ten Beträge der öffentlichen Baudarle- 
hen finden die Vorschriften des § 71 
Abs. 4 und 5 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes (Wohnungsbau- und Fami- 
lienheimgesetz) vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) entsprechende An- 
wendung.“ 

3. Hinter § 50 wird folgender § 50 a einge- 
fügt: 

»§ 50 a 

Anwendungsbereich 

(1) Die Förderung des Wohnungsbaues 
bestimmt sich bis zum Beginn des zeitlichen 
Geltungsbereichs des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes (Wohnungsbau- und Familien- 
heimgesetz) vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) nach den Vorschriften 
des vorliegenden Gesetzes. Die Vorschriften 
des vorliegenden Gesetzes finden, soweit 
sich aus dem Zweiten Wohnungsbaugesetz 
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nichts anderes ergibt, sonach nur Anwen- 
dung 

a) im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau auf Wohnungen und Wohn- 
räume, für die die Öffentlichen Mittel 
erstmalig bis zürn 30. Septemher 1956 
bewilligt worden sind oder bewilligt 
werden, 

b) im steuerbegünstigten und frei finanzier- 
ten Wohnungsbau auf Wohnungen und 
Wohnräume, die bis zum 30. Juni 1956 
bezugsfertig geworden sind oder bezugs- 
fertig werden. 

( 2 ) 
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nichts anderes ergibt, sonach nur Anwen- 
dung 

a) im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau auf Wohnungen und Wohn- 
räume, für die die öffentlichen Mittel 
erstmalig bis zum 31. Dezember 1956 
bewilligt worden sind oder bewilligt 
werden, 

b) u n V e r ä n d e r t 


( 2 ) 


Bonn, den 3. Mai 1956 
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